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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 29. — 


(Nr. 2741.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 17. Juli 1846., in Betreff der Verwendung des 
Stempels zu den Urkunden der Rheiniſchen Gerichtsvollzieher. 


Massen durch Meinen Erlaß vom 4. November 1844. — Geſetzſammlung 
Seite 697. — genehmigt worden, daß in den durch Erkenntniß beendigten Pro- 
zeſſen im Gebiet der Rheiniſchen Gerichtsverfaſſung bei Feſtſetzung des tarif— 
maͤßigen Prozeßwerthſtempels der nachzuweiſende Betrag der zu den Gerichts— 
vollzieher⸗Urkunden im Prozeß bis dahin verbrauchten Stempel bis auf Hoͤhe 
des Erkenntniß⸗Werthſtempels in Abrechnung gebracht werde, will Ich auf 
Ihren Bericht vom 7. d. M., ſowohl zur Erleichterung jener Abrechnung, als 
auch zur Beſeitigung der bei den Stempelloͤſungen der Gerichtsvollzieher her— 
vorgetretenen Mißſtaͤnde hierdurch Folgendes beſtimmen: 

1) Den Gerichtsvollziehern ſoll fortan nicht mehr geſtattet ſein, die Haupt⸗ 
Exemplare — Urſchriften — ſtempelpflichtiger Gerichtsvollzieher⸗Urkunden 
auf ungeſtempeltem Papier r ſchreiben und das erforderliche Stempel⸗ 
papier umzuſchlagen, vielmehr ſollen dieſe Urſchriften, ſoweit ſie an ſich 
ſtempelpflichtig find, in allen Faͤllen auf dem behoͤrigen Stempelpapier 
ſelbſt geſchrieben werden. a 

2) Die zu den Kopieen der Gerichtsvollzieher-Urkunden erforderlichen Stem— 
pel ſollen nicht mehr zu den Kopieen ſelbſt verbraucht, ſondern zu den 
Urſchriften mit verwendet werden, dergeſtalt, daß zu letzteren, unter Be⸗ 
achtung der in den beiden erſten Abſaͤtzen des H. 15. des Stempelgeſetzes 
vom 7. Maͤrz 1822. ertheilten Vorſchriften, ein Stempel zu verbrauchen 
iſt, welcher der Summe der zur Urſchrift und zu den Abſchriften er- 
forderlichen Beträge gleichkommt; die Abſchriften find dagegen auf un— 
geſtempeltem Papier zu ſchreiben. | 

3) Auf den Urſchriften der Gerichtsvollzieher-Urkunden iſt am Rande un- 
mittelbar unter dem Stempelabdruck zu vermerken, wie viel Kopieen der— 
ſelben ausgefertigt worden ſind. 

4) Gerichtsvollzieher, welche dieſen Anordnungen zuwider handeln, verfallen 
a) wenn die Verwendung des erforderlichen Stempels ganz oder zum 

Theil unterlaſſen worden, in eine Geldbuße, welche dem vierfachen 
Betrage des außerdem nachzubringenden nicht verwendeten Stempels 
gleichkommen, niemals aber unter Einem Thaler betragen ſoll, 
Jahrgang 1846. (Nr. 2741—2742.) 56 b) wenn 


Ausgegeben zu Berlin den 31. Auguſt 1846, 
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b) wenn zwar der richtige Stempelbetrag, dieſer aber nicht in der zu 
1. und 2. vorgeſchriebenen Art verbraucht, oder wenn die Beſtimmung 
zu 3. außer Acht gelaſſen worden, in eine Ordnungsſtrafe von 15 
Silbergroſchen für jeden Kontraventionsfall. 

Enthält die Zuwiderhandlung zugleich ein mit haͤrterer Strafe be— 
drohtes Verbrechen, fo iſt nur die Strafe dieſes Verbrechens in Anwen- 
dung zu bringen. 

Dieſer Mein Befehl iſt ares die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Sansſouci, den 17. Juli 1846 8 N 
Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Flottwell und Ühden. 


(Nr. 2742.) Geſetz, betreffend den Bau und die Unterhaltung der Schul- und Küfterhäufer. 
Vom 21. Juli 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Da die Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts im H. 37. Theil II. 
Titel 12. wegen des Baues und der Unterhaltung derjenigen Schulhaͤuſer, 
welche zugleich Kuͤſterwohnungen ſind, dem mit der Entwickelung des Schul⸗ 
weſens erweiterten Beduͤrfniſſe nicht mehr uͤberall entſprechen, ſo verordnen 
Wir auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, nach Anhörung Unſerer ge: 
treuen Staͤnde und nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths fuͤr die 
Landestheile, in welchen das Allgemeine Landrecht Geſetzeskraft hat, was folgt: 


§. 1. 

Die Beſtimmung des F. 37. Thl. II. Tit. 12. des Allgemeinen Land— 
rechts, nach welcher der Bau und die Unterhaltung derjenigen Schulhaͤuſer, die 
zugleich Kuͤſterwohnungen ſind, auf eben die Art, wie bei Pfarrbauten vorge— 
ſchrieben, zu beſorgen iſt, ſoll fortan nur unter nachſtehenden Beſchraͤnkungen 
und Maaßgaben (99. 2. bis 6.) zur Anwendung kommen. 

| H. 2. 

Einzelne Ortſchaften, Gemeinden, Theile von Gemeinden, oder Einwoh⸗ 
„ knerklaſſen, welche innerhalb der Parochie, zu der die Kuͤſterei gehört, mit Ge⸗ 

BR nehmigung der Behörden eine eigene öffentliche Schule haben, find von Bei: 
wer: trägen zu denjenigen Bauten und Reparaturen an dem Schul- und Kuͤſter⸗ 
04, /8 70786 0 hauſe frei, welche allein durch das Beduͤrfniß der Schulanſtalt veranlaßt 
EI eee SIE werden. 

eee §. 3. 
eee ee, Tritt bei dem mit der Kuͤſterwohnung verbundenen Schullokale das Be— 
. ge eli, duͤrfniß ein, die Schulſtube zu erweitern, oder Räume für neue Schulklaſſen 
e: , e, ue e me, eee ee, ba. eee 2073 nder 
25 Par (ie, k. 
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oder zu Wohnungen fuͤr Lehrer zu beſchaffen, ſo koͤnnen weder die Kirchenkaſſe 
noch der Patron und die Eingepfarrten angehalten werden, die e ach 
derlichen Bauten zu bewirken. In einem A Falle ſind vielmehr diejenigen, 
welchen in Ermangelung eines Kuͤſterhauſes der Bau und die Unterhaltung 
einer gemeinen Schule am Orte obliegen wuͤrde, verpflichtet, jene Bauten noͤ⸗ 
thigenfalls durch Herſtellung beſonderer Gebäude auszuführen, und auch kuͤnf— 
tig zu unterhalten. 

Insbeſondere muͤſſen dieſelben, wenn ein ſolcher Erweiterungsbau mit 
dem beſtehenden Schul- und Kuͤſterhauſe in Verbindung gebracht wird, nach 
Verhaͤltniß dieſes Erweiterungsbaues zur Unterhaltung des Schul- und Kuͤſter⸗ 
hauſes, fo wie im Falle eines Neubaues dieſes Hauſes zu deſſen Wiederher⸗ 
ſtellung beitragen. 54 


Iſt eine Schule in Gemaͤßheit des H. 101. der Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordnung vom 7. Juni 1821. mit Land dotirt worden, ſo ſind nur die zur 
Unterhaltung der Schule Verpflichteten ſchuldig, die dem Schullehrer zur Be— 
nutzung jenes Landes etwa noͤthigen Wirthſchaftsraͤume: als Scheune und 
Stallung, zu bauen und zu unterhalten. 


$. 5. 

Die der Schulanſtalt vorgeſetzte Regierung iſt befugt, in den Faͤllen der 
KH. 2. bis 4. das ee e ltniß der verſchiedenen Verpflichteten, bei dem 
Mangel einer guͤtlichen Einigung, auf Grund ſachverſtändiger Ermittelungen, 
durch ein Reſolut vorlaͤufig feſtzuſetzen und in Vollzug zu bringen. Gegen 
dieſe Feſtſetzung iſt der Rekurs an das Miniſterium der geiſtlichen und Unter⸗ 
richts⸗Angelegenheiten zulaͤſſig. Findet ſich ein Theil durch eine ſolche Entfchei- 
dung der Verwaltungsbehoͤrden verletzt, ſo ſteht ihm frei, gegen den anderen 
Theil auf Entſcheidung im Rechtswege anzutragen. 


H. 6. 


Soweit ein Provinzial- oder ein Lokalgeſetz, oder das Herkommen mit 
dem H. 37. Theil II. Titel 12. des Allgemeinen Landrechts uͤbereinſtimmen, 
treten auch an ihre Stelle die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes HF. 2. 
bis 5. Jedoch ſoll da, wo das bisherige, mit der gedachten Vorſchrift des 
Allgemeinen Landrechts uͤbereinſtimmende Rechtsverhaͤltniß auf einem beſonde⸗ 
deren Rechtstitel beruht, durch das gegenwaͤrtige Geſetz nichts geandert werden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansjonei, den 21. Juli 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. Eichhorn. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Ühden. 
Be et 
ode. 


(Nr. 2742—2744,) (Nr. 2743.) 
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(Nr. 2743.) Bekanntmachung uͤber die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung der Statuten des Bade: 
Vereins zu Kolberg. Vom 15. Auguſt 1846. 


. Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhöchfter Order vom 5. v. M. die 
erichtlich e Statuten des in Kolberg unter dem Namen „Bades 
Been zu Kolberg“ gebildeten Vereins vom 26. März v. J. zu beſtaͤtigen 
eruhet, was hierdurch mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß die 
Statuten ſelbſt durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Koͤslin zur 
öffentlichen Kenntniß gelangen werden. 

Berlin, den 15. Auguſt 1846. 


Der Miniſter der geiftlichen e. Der Miniſter des Der Finanz⸗ 
Angelegenheiten. Innern. Miniſter. 
Eichhorn. Bodelſchwingh. Flottwell. 


Der Juſtizminiſter. 
In deſſen Abweſenheit und Auftrage: 
Ruppenthal. 


(Nr. 2744.) Bekanntmachung vom 27. Auguſt 1846., den Beitritt der Koͤniglich Saͤchſiſchen 
Regierung zu dem Vertrage zwiſchen Preußen und Großbritannien wegen 
gegenſeitigen Schutzes der Autorenrechte gegen Nachdruck und unbefugte 
Nachbildung vom 13. Mai. d. J. betreffend. 


Mi Bezug auf Art. VIII. des Vertrages zwiſchen Preußen und Groß— 
britannien wegen gegenſeitigen Schutzes der Autorenrechte gegen Nachdruck 
und unbefugte Nachbildung vom 13. Mai d. J. (Geſetzſammlung S. 343. bis 
350.) wird hierdurch bekannt gemacht, daß die Koͤniglich Saͤchſiſche Regierung 
ihren Beitritt zu dem gedachten Vertrage unter dem 24. d. M. bewirkt hat, 
mit der Maaßgabe, daß der Vertrag auch für das Königreich Sachſen vom 
1. September 3 J. ab in Wirkſamkeit treten, dagegen der Anſpruch auf ge⸗ 
ſetzlichen Schutz im dortſeitigen Staate (Art. II. des Vertrages) fuͤr Britiſche 
Werke von deren erfolgter Eintragung in die zu Leipzig von der dortigen Kö⸗ 
niglichen Kreisdirektion geführte „Buͤcherrolle“, resp. von der daſelbſt ge⸗ 
ſchehenen Depoſition eines Exemplares des betreffenden Werkes abhaͤngig 
ein ſoll. 

* Berlin, den 27. Auguſt 1846. 


Fuͤr den Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Patow. 


